STADT BIELEFELD
- Bezirksvertretung Brackwede -

Niederschrift
uber die Sitzung der Bezirksvertretung Brackwede
am 17.05.2018

Tagungsort: Sitzungssaal des Bezirksamtes Brackwede
Beginn: 16:00 Uhr

Sitzungspause: 20:05 Uhr bis 20:15 Uhr

Ende: 21:25 Uhr

Anwesend:

CDU

Herr Vincenzo Copertino

Herr Franz-Peter Diekmann stellv. Bezirksburgermeister
Herr Karl-Uwe Eggert

Herr Carsten Krumhdofner Fraktionsvorsitzender

SPD

Herr Kai Arhelger

Herr Hans-Werner PlalBmann Fraktionsvorsitzender
Herr Jesco von Kuczkowski

Frau Hilde Wegener

Frau Ursula Wittler

Biindnis 90/Die Griinen
Herr Heinrich Blischer
Herr Karl-Ernst Stille Fraktionsvorsitzender

Die Linke
Frau Brigitte Varchmin

UBF
Herr Dr. Harald Brauer
Herr Jan-Dietrich Dopheide Fraktionsvorsitzender

Nicht anwesend/ Entschuldigt:
Chu
Frau Ursel Meyer

SPD
Frau Regina Kopp-Herr Bezirksblrgermeisterin
Herr Horst Schaede

Von der Verwaltung/ Externe Gaste:

Herr Grof3, Bauamt zu TOP 9 und TOP 13

Frau Opitz, Amt flr Verkehr zu TOP 14.1

Herr Hellermann, Bezirksamt Brackwede

Frau Triggelmann, Bezirksamt Brackwede

Frau Jarovic, Bezirksamt Brackwede, Schriftfiihrerin

Herr Winkler, Planungsbiro Enderweit und Partner zu TOP 13

37. Sitzung
BVBw
037/2018



Offentliche Sitzung:

Zu Punkt 1

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Herr Diekmann begruf3t die Anwesenden und stellt die ordnungsgemale
Einladung zur 37. Sitzung der Bezirksvertretung Brackwede sowie deren
Beschlussfahigkeit fest.

Er erklart, dass nach Versendung der Einladungen fristgerecht noch eine
Anfrage der SPD-Fraktion sowie zwei Mitteilungen der Verwaltung im
Rahmen des Beschlusscontrollings eingegangen seien, so dass die Ta-
gesordnung um die Tagesordnungspunkte 4.4 ,Situation des ,Offenen
Ganztags® an den Brackweder Grundschulen/ Anfrage der SPD-
Fraktion®, 14.6 ,Geschwindigkeitsmessungen in der Grabenstrale und
Dusseldorfer StralRe/ Sitzung vom 12.10.17, TOP 15.3 und 14.7 ,Kon-
zept zur Erhéhung der ordnungsbehérdlichen Prasenz/ Sitzung vom
12.04.2018, TOP 15.6" zu erweitern sei.

So dann ergeht folgender

Beschluss:

Die Tagesordnung wird um die Tagesordnungspunkte

-4.4 ,Situation des ,,Offenen Ganztags“ an den Brackweder Grund-
schulen/ Anfrage der SPD-Fraktion“,

-14.6 ,,Geschwindigkeitsmessungen in der GrabenstraBe und Diis-
seldorfer StraBe/ Sitzung vom 12.10.17, TOP 15.3“ und

-14.7 ,Konzept zur Erhéhung der ordnungsbehoérdlichen Prasenz/
Sitzung vom 12.04.2018, TOP 15.6“

erweitert.

-einstimmig beschlossen-

Fragestunde fiir Einwohnerinnen und Einwohner des Stadtbe-
zirks Brackwede

Herr Hellermann fihrt aus, dass im Vorfeld der Sitzung drei schriftliche
Einwohnerfragen eingegangen seien und verliest diese anschliefiend:

Rainer Seifert, Hauptstr. 32, 33647 Bielefeld

Der Abriss des Hotels 4 Taxbdume ist (iber ein Jahr her. Seit dem ist au-
Ber dem Abriss nichts passiert. Die Baustelle ist leider kein schéner An-
blick und kein Aushéngeschild fiir die Brackweder Hauptstral3e. Sie sieht
immer sehr verdreckt aus und wie wir wissen, gab es schon letztes Jahr
Beschwerden und Probleme wegen extremer Vermdillung und Ratten.

Was ist Stand der Dinge und unternimmt das Bauamt bzw. die zu-
stiandige Verwaltung (das Bezirksamt) etwas dagegen bzw. zur Be-
schleunigung?

Herr Hellermann verliest die entsprechende Stellungnahme der Verwal-
tung:



Fiir das Vorhaben hat das Bauamt eine Bescheinigung lber die Teilab-
nahme ausgestellt. Es miissen nun noch einige Bauarbeiten im Bereich
des Kellers ausgefiihrt werden, die aber im Winter nicht durchfiihrbar
waren. Die Arbeiten sind laut des Bevollméchtigten der Bauherrin verge-
ben worden und werden in der ndchsten Woche begonnen, so dass zum
Ende des Monats die noch vorhandene Baugrube wohl verfiillt werden
kann. Wann die endgiiltige Fertigstellung des Bauvorhabens stattfinden
wird (Warmeddmmung der Siidfassade eftc.), ist dem Bauamt nicht be-
kannt. Da die notwendigen Stellplatze fiir die Gaststattennutzung aber
anfahrbar sind und der Bauschein noch bis Ende des Jahres 2019 gliltig
ist, ist derzeit nichts zu veranlassen.

Herr Seifert erhalt eine Durchschrift der Stellungnahme.

Herr Hellermann erklart, dass sich die weiteren Einwohnerfragen auf den
Tagesordnungspunkt 13 ,Neuaufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. [/Q27 "Lebensmitteldiscounter Carl-Severing-Stralie
Ortszentrum Quelle" bezbgen:

Angelika Manski, Marienfelder Str. 20, 33649 Bielefeld

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich méchte zu TOP 13 der Sitzung der BV Brackwede am 17.05.2018 als
direkt Betroffene Einwohnerfragen stellen.

Ich bin Eigentiimerin des Grundstiicks Marienfelder Stral3e 20, Flurstiick
59.

Zur Verdeutlichung flige ich ein aktuelles Foto bei, das den Blick von
meinem Haus in Richtung des Bauvorhabens zeigt. Die Riickwand des
geplanten Gebéudes ragt bis in das Dach des abzureilenden Gebédudes
hinein. Durch die Gebdudehoéhe (bis 128,00 m (iNHN) und die H6he mei-
nes Grundstiicks (bis 116,200 m (iNHN) féllt mein Blick somit nicht mehr
in die Natur, sondern auf eine hassliche Wand, die von meinem Standort
aus erst in 12 Metern Héhe endet.

1.) Wie kann ein solches Objekt so begriint werden, dass es fiir An-
wohner nicht mehr sichtbar ist?

2.) Wie soll der Lirmschutz in siidlicher Richtung gewdéhrleistet
werden, wenn die LKW's zwangsléufig riickwérts um das Gebédude
herum die Rampe anfahren miissen?

3.) Ich habe vor 17 Jahren ein Grundstiick in einer Wohnsiedlung
gekauft, um im Griinen zu leben. Da auf jeden Fall der Grund-
stiickswert gemindert wiirde, méchte ich wissen, in welcher Form
Entschéadigungen der betroffenen Anlieger geplant sind, sollte das
Bauvorhaben realisiert werden diirfen?

Glnter Czesna, Marienfelder StralRe, 33649 Bielefeld

In der Bezirksvertreterversammlung am 17.5.2018 soll aufgrund der vor-
gelegten Beschlussvorlage der Verwaltung, Drucksache Nr. 6516/204-
2020, ohne Datum der Beschluss zur Durchfiihrung der friihzeitigen Be-
teiligungsschritte geman §§3(1) und 4(1) BauGB sowie der Anderung des
Flachennutzungsplanes im Parallelverfahren geméaf3 §8(3) BauGB be-
schlossen werden.



Die Begriindung zum Beschlussvorschlag wird im (berwiegenden Teil
der Formulierung der beigefiigten Anlagen des Entwicklers fiir den Inves-
tor, Enderweit und Partner GmbH (ibernommen. Die Ausflihrungen in den
Anlagen A-B stimmen in einigen Punkten nicht mit den vorhandenen Ge-
gebenheiten und Tatsachen (iberein und fiihren so zu einer nicht richti-
gen Bewertungsgrundlage.

So wird in der Beschlussvorlage in dem Absatz des Immissionsschutzes
erwédhnt, dass ein schalltechnischer Nachweis erbracht worden ist, dass
das Vorhaben aus schallschutztechnischer Sicht genehmigungsféhig sei.
Unter C13 wird im 2. Absatz, Satz 2 erwédhnt, dass durch die vorhandene
Wohnnutzung mit dem bereits bestehenden Lebensmitteldiscounter eine
Bestandssituation vorhanden ist, die in der Vergangenheit keine erkenn-
baren Konflikte ausgeldst hat. Das entspricht nicht der Wahrheit. Bereits
mehrfach wurde hier durch die Anwohner darauf hingewiesen, dass die
vorhandene Baugenehmigung eine Anlieferung nur in der Zeit zwischen
6.00h und 8.00h als Grundlage enthielt. Die Ladezeiten wurden hier mas-
siv missachtet, so dass auch regelméflig Nachtanlieferungen stattgefun-
den haben. Darauf wurde dann eine schalltechnische Simulation als
Grundlage fiir ein Gutachten erstellt, welches dann dazu fiihrte, dass die
Baugenehmigung geédndert wurde auf Anlieferungszeiten von 6.00h-
21.00h. (Gutachten vom 8.10.2015 Akus GmbH im Auftrag EDEKA
Rhein-Ruhr). Bei der Simulation wurde die besondere Topographie des
Gelédndes, mit Héhenunterschieden bis zu 8 Metern, nicht beriicksichtigt.
Weiterhin wurden in Teilbereichen bereits in dem vorliegenden Zustand
und einem Entfernungsmal3 von 55 Metern Uberschreitungen festgestellt,
die ein gesundes Wohnen in der Regel nicht gewéhrleistet haben. Das
Bauamt hat in diesen Einzelféllen dann jedoch fiir sich entschieden, dass
hier eine untergeordnete Interessenlage der Anwohner vorliegt und die
Anderung der Baugenehmigung wurde am 26.1.2016 mitgeteilt, trotz das
teilweise in den Primarquellen 92 dBA (liberschritten werden und diese
tber den Luftdruck auf einen Pegel auf 52 dBA gesenkt werden in einer
normalen Hochluftdrucksituation.

Nun riicken die Gebdude noch ndher an die Grundstiicke im &stlichen
sowie sldlichen Bereich. Im stidlichen Bereich ist keinerlei Schallschutz
vorgesehen, obwohl hier bereits durch das vorliegende alte Gutachten
beim Edeka die Uberschreitungen berechnet wurden und im tatséchli-
chen Leben durch LKW Kiihlung, Miillwagen und Zulieferer von Getran-
kekisten erheblich liberschritten werden. Die Zeiten der Zufiihrung auf
den Rampen fiir die Abholung bzw. Anlieferung wurden in dem Gutach-
ten nicht beriicksichtigt und fiihren zu einer durchgehenden Belastung
der Anwohner. Daher ist es ohne eine weitere Priifung des jetzt erwéhn-
ten Gutachtens nicht glaubwiirdig, dass hier bei der erneuten Simulation
die Faktoren fiir die Simulation richtig bemessen sind.

Weiterhin wird nicht erldutert, wie das vorhandene Gefélle des Plangebie-
tes aufgeschidittet wird. Hier sind in der geologischen Topographie Veran-
derung in der H6he von 5 Metern erforderlich.

1.) Leben wir dann hinter einem Wall von 5 Metern mit einem Ge-
bédude von zusétzlichen 8 Metern?

Gleich mit dem Antrag auf die Anderung des Fldchennutzungsplanes
werden aus den Vorgaben beantragt. So ist aufgrund der engen Situation
und der (berdimensionierten Bebauung eine Erhéhung der Gebéudeldn-
ge von 50 Metern auf 66 Metern beantragt und die Stellplétze fiir PKW
die Grenzzahl von 0.6 fiir zulédssig erklart worden.



Bereits die jetzt vorhandene Situation fiihrt bei normalen Geschéftszeiten
zu chaotischen Zustdnden auf dem Parkplatz und wird dann sicherlich
dazu fiihren, dass auf den neu ausgewiesenen Griinflachen dann wild
geparkt werden wird und die angrenzende Nachbarschaft hier eine zu-
sétzliche Belastung erfahrt.

Unter Punkt 6 der Anlage C wird aufgefiihrt, dass der neue doppelt so
grofBe Lebensmitteldiscounter Aldi, dann an die Carl-Severing-Str. ange-
bunden wird und der Verkehr normal in der bereits hoch frequentierten
Form aufgenommen wird, ohne zu stéren.

Gerade die Anbindung des neuen Teilstiickes der A33 hat in dem vom
Verkehr gequélten Ortsteil Quelle zu einer splirbaren Entlastung gefiihrt,
die jetzt durch die neue geplante Situation wieder verschérft wird.

Kritisch sollte auch die Kommentierung zum Einzelhandelskonzept- Zent-
raler Versorgungsbereich Carl-Severing-Str. Zentrum Typ C gesehen
werden. Hier wird der Auszug vom September 2009 herangezogen, also
rd. 9 Jahre alt.

Die neuen Planungen im Bereich der Carl-Severing-Str./Osnabriicker
Stralle ehem. Geldnde Kampmann als zukiinftige Einzelhandelszentren
Lidl und Rossmann werden liberhaupt nicht berticksichtigt. Hier ist eine
erhebliche Freiflache in Zukunft fiir einen oder mehrere grol3e Mérkte
gegeben.

2.) Warum quetscht man nun plantechnisch ein so groBes und auf
einem hohen Geldnde stehendes Gebaude in eine wunderschéne
bewohnte Nachbarschaft?

Hier gibt es doch bestimmt intelligentere Planungsmdglichkeiten!

Das Planungsverfahren ist einzig und allein auf den Investor, die Firma
Honsel als Vermieter des Grundstiickes ausgelegt, der ohne eine Ande-
rung als einzelner wohl eine andere Ertragsquelle als den Aldi suchen
mlisste.

3.) Nur ist dieses einzelne Interesse ausschlaggebend, um fiir viele
Anwohner innerhalb Quelles die Lebensqualitit grundlegend zu
verschlechtern?

Das Angebot des Aldi Marktes wiirde sich nicht verédndern in der Qualitét,
eventuell in der Masse, was aber dann doch sehr zweifelhaft fiir einen
solchen Eingriff in Natur und Umgebung ist. Wir Anwohner der Carl-
Severing-Str., der Marienfelder Str. und der Gerhardstral3e in Quelle wis-
sen, dass wir als normale Biirger der Stadt Bielefeld und Brackwede kei-
ne Mbglichkeit einer wirklich wirksamen Beteiligung bzw. Ablehnung des
Antrages sowie des Bauvorhabens haben.

Die Politik geht hier den Weg der Vorgaben, Vorschriften und Moéglichkei-
ten mit dem Hinweis einer nachtrdglichen Beteiligung der Bevélkerung
und der Méglichkeit des Klageweges. Vielleicht wére hier eine kooperati-
ve Zusammenarbeit im Vorfeld die gute Lésung.

Trotz allem wiirde ich mich freuen, wenn die Beschlussvorlage am Don-
nerstag nicht zur Abstimmung kommt, vor einer deutlichen Klérung des
Vorhabens und der Abwégung, ob das Wohl der Anwohner (iber dem
Wohl! eines einzelnen Investors, eines Umsatzgiganten und dem Kon-
sumrausch Einzelner gesehen werden kann.

Ich wiirde mich freuen, wenn ich innerhalb der Fragestunde die Frage
nach der Aussetzung oder Ablehnung des Antrages stellen darf.



Herr Diekmann erklart, dass die Einwohnerfragen zusammen mit dem
Tagesordnungspunkt 13 beraten wirden. Die Berichterstatter kénnten
dann die Fragen eventuell bereits wahrend der Sitzung beantworten.

Rosemary Flothmann (Ortsheimatpflegerin und Sprecherin der Biirgerini-
tiative zum Erhalt der Historischen Mitte Brackwede):

Frau Fléthmann erklart, dass die Birgerinitiative zum Erhalt der Histori-
schen Mitte Brackwede mit Schreiben vom 02.05.2018 Uber Frau Kopp-
Herr die Bezirksvertretung gebeten habe, der Burgerinitiative den Stand
des Verkaufs der alten Realschule mitzuteilen sowie den Stand des
Denkmalschutzantrages vom Januar 2015.

1.) Warum haben wir noch keine Antwort erhalten?

Herr Diekmann erklart, dass der Bezirksvertretung das Schreiben noch
nicht vorliege. Nach Eingang des Schreibens werde die Fachverwaltung
um entsprechende Stellungnahme gebeten.

Anmerkung der Schriftfiihrung:

Das o.g. Schreiben ist erst am 18.05.2018 postalisch im Bezirksamt
Brackwede eingegangen. Es ist als Biirgereingabe gem. § 24 GO NRW
in der néchsten Sitzung der Bezirksvertretung am 21.06.2018 zu behan-
deln.

Konstantin von Losecke, Grabenkamp 32, 33649 Bielefeld

1.) Wird die Bezirksvertretung Brackwede beschlieBen, dass im Be-
reich der HauptstraBe die Fahrbahnmarkierungen einschlieBlich der
Markierungen der Behindertenparkplédtze und der Sperrflachen er-
neuert werden?

2.) Wird die Bezirksvertretung das Ordnungsamt darum bitten, dass
die Politessen sich bei ihren Rundgidngen nicht nur auf die Uber-
schreitung der Parkzeiten konzentrieren, sondern auch auf die Ein-
haltung der Sperrflachen beim Parken?

3.) Wird die Bezirksvertretung das Rechtsamt um Priifung von
Rechtsbruch beauftragen?

Der Verkauf des Kulbrocks Hof erfolgte ohne vorherige Offentliche Aus-
schreibung!

4.) Wird die Bezirksvertretung beschlieBen, dass die Parkzeit ent-
lang der HauptstraBle von derzeit 1 Stunde auf 2 Stunden angehoben
wird?

Da es in den dort anséssigen Arzipraxen trotz Terminvergabe zu ldnge-
ren Wartezeiten kommt, reicht die vorgegebene Parkzeit von 1 Stunde oft
nicht aus, um einen Arzttermin wahrzunehmen.

Herr Diekmann sichert Herrn von Ldsecke eine entsprechende Antwort
Zu.



Zu Punkt 1.1

Antwort zur Einwohnerfrage des Herrn Albrecht aus der Sit-
zung der Bezirksvertretung Brackwede vom 12.04.2018

Herr Hellermann verliest die Einwohnerfrage von Herrn Albrecht aus der
Sitzung vom 12.04.2018:

Tim Albrecht, Berliner Str. 83a, 33647 Bielefeld

Mein Anliegen betrifft die Kreuzung Osnabriicker Stral3e/ Carl-Severing-
Stral3e.

Ich frage an, ob es méglich ist, fiir den Verkehr, welcher vom Ost-
westfalendamm kommt sowie fiir den Verkehr aus Quelle kommend,
eine Linksabbiegerampel einzurichten?

In der jetzigen Konfiguration besteht an dieser Kreuzung ein sehr hohes
Unfallrisiko. Fahrzeuge, welche an der Abfahrt Quelle den Ostwestfa-
lendamm verlassen und an besagter Kreuzung links abbiegen, kénnen
den entgegenkommenden Verkehr nur schwer bis gar nicht einsehen.
Immer wieder sind hier brenzlige Situationen zu beobachten. Eine Links-
abbiegerampel kann hier die Verkehrssicherheit deutlich erhbhen, bevor
Schlimmeres passiert.

Neben dem Sicherheitsaspekt, wird durch eine Linksabbiegerampel der
Verkehrsfluss ebenfalls deutlich verbessert, da die linksabbiegenden
Fahrzeuge nicht mehr den Gegenverkehr abwarten miissen und deutlich
ziigiger den Kreuzungsbereich verlassen kénnen.

Die Bezirksvertretung Brackwede begriif3t die Anregung sehr und spricht
einstimmig ein positives Votum fiir eine Linksabbiegerampel aus. Die
Fachverwaltung werde um Stellungnahme und Umsetzung dieser Anre-
gung gebeten.

Herr Hellermann verliest anschlieRend die Stellungnahme des Amtes flr
Verkehr:

Durch die gewiinschte getrennte Signalisierung der Linksabbieger wiirde
sich die Leistungsféhigkeit der Kreuzung reduzieren. Da die Kreuzung in
den letzten Jahren keine Unfallhdufungsstelle war, sah das Amt fiir Ver-
kehr bisher keine Veranlassung die in den Spitzenstunden bereits deut-
lich angespannte Lage durch eine weitere Reduzierung der Leistungsféa-
higkeit zu verschérfen.

Nach der Offnung des neuen Teilstiicks der A33 scheint sich die Belas-
tung an der Kreuzung Osnabriicker Str./Carl-Severing-Str. etwas redu-
ziert zu haben. Sobald eine neue Verkehrszdhlung fiir die Kreuzung vor-
liegt, wird das Amt flir Verkehr die Griinzeitverteilung priifen und ggfs.
anpassen. Die Z&hlung ist noch im Friihjahr 2018 vorgesehen.

Die gewiinschte getrennte Signalisierung der Linksabbieger vom OWD
und aus Quelle wird dann ebenfalls (berpriift. Eine Umsetzung erfordert
allerdings eine Erneuerung der Signalanlage, da das bestehende Steuer-
gerét nicht mehr erweitert werden kann. Die Mittel fiir eine Erneuerung
stehen im aktuellen Haushalt nicht zur Verfliigung und missen langfristig
im Haushalt eingestellt werden.

Herr Albrecht erhalt eine Durchschrift der Stellungnahme.



Zu Punkt 2

Zu Punkt 3

Genehmigung des offentlichen Teils der Niederschrift liber die
36. Sitzung der Bezirksvertretung Brackwede am 12.04.2018

Beschluss:
Die Niederschrift iiber den 6ffentlichen Teil der Sitzung der Bezirks-
vertretung Brackwede vom 12.04.2018 wird nach Form und Inhalt
genehmigt.

- einstimmig beschlossen -

Mitteilungen

Mitteilungen der stellv. Bezirksbiirgermeisters:

Neue Nahmobilitatsbeauftragte der Stadt Bielefeld

Herr Diekmann schlagt im Einvernehmen mit Frau Kopp-Herr vor, die neu
im Amt befindliche Nahmobilitdtsbeauftragte der Stadt Bielefeld, Frau
Barbara Choryan, nach der Sommerpause in die Bezirksvertretung einzu-
laden.

Frau Choryan moge sich einmal personlich vorstellen und zum stadti-
schen Nahmobilitatskonzept unter besonderer Berucksichtigung des
Stadtbezirks Brackwede berichten.

Mitteilungen der Verwaltung:

Pflanzkibel an der KollostralRe

Herr Hellermann informiert, dass die Beton-Pflanzklbel in der Kollostralle
gegen fest installierte Verkehrspoller ausgetauscht wirden, um somit die
Gehwegbreite insbesondere fur die in der Mobilitdt eingeschrankten
Menschen zu erhéhen. Die MalRnahme sei mit dem Amt fur Verkehr und
dem Umweltbetrieb abgestimmt.

Herr Hellermann verliest eine Mitteilung des Umweltamtes, die den Be-
zirksvertretungsmitgliedern auch als Tischvorlage vorliegt:

Ausbau der E-Ladeinfrastruktur in Bielefeld

Die Stadt Bielefeld arbeitet fachbereichsiibergreifend gemeinsam mit der
Stadtwerke Bielefeld Gruppe mit Hochdruck an einem sinnvollen und
zukunftsorientierten Ausbau der Ladeinfrastruktur in Bielefeld. Bereits in
diesem Jahr sollen die bestehenden Ladepunkte durch weitere Installati-
onen im Stadtgebiet ergénzt werden.

Waéhrend die é&lteren ,CEE/Ladefoxx-Séulen” inzwischen durch aktuelle
Systeme mit Typ2-Ladepunkten ersetzt wurden und alle Ladeséulen da-
mit die aktuellen Anforderungen der Lades&ulenverordnung hinsichtlich
Steckertypen und Zugangssystemen effiillen (z. B. Standort Niederwall),
ist es wichtig, dass neue Infrastruktur an strategisch sinnvollen Orten zur
Verfiigung gestellt wird. Neben den wichtigen O&ffentlich zugénglichen
Standorten sind gerade fiir Pendlerinnen und Pendler auch Ladepunkte
am Arbeitsplatz — also auf privaten Fldchen von hoher Relevanz fiir die
gesamtstadtische und regionale Ladeinfrastruktur; diese privaten Investi-
tionen entziehen sich jedoch der Kenntnis &ffentlicher Stellen.




Zu Punkt 4

Zu Punkt 4.1

Als Grundlage fir die Planung neuer, 6ffentlich zugédnglicher Ladepunkte
diente der Stadtwerke Bielefeld Gruppe ein Kriterienkatalog der Aspekte
wie z. B. Kundenbedarf und Wohndichte, zeitliche Verfiigbarkeit, An-
schlussmoéglichkeit an das 6ffentliche Leitungsnetz oder die Anbindung
von Verkehrsknotenpunkten berticksichtigt. Zudem ist es wichtig die Inf-
rastrukturentwicklung in Bielefeld gesamtstrategisch zu betrachten. Dis-
krepanzen zwischen Lade- und Fahrzeugtechnik miissen dabei ebenso
berticksichtigt werden, wie die schnelle technologische Entwicklung im
Bereich der E-Mobilitét.

Auf dieser Grundlage sollen noch im Kalenderjahr 2018 auf drei kommu-
nalen Flachen (Kesselbrink, Carl-Severin-Berufskolleg und Evangeli-
sches Johanneswerk — wahlweise ein alternativer Standort), an sechs
Stadtbahn-(End)Haltestellen (Schildesche, Milse, Babenhausen Sid,
Sennestadt, Sieker, Senne) sowie auf zwdlIf privaten, jedoch Offentlich
zugénglichen Grundstiicken neue Ladeséulen installiert werden. Bei den
Ladesé&ulen wird es sich um innogy eStation smart RFID vom Typ 2 han-
deln (Normalladeséule 22 kW). Dariiber hinaus sind 8 weitere Standorte
(Unternehmen, Dritte, Stadtwerkekunden; alles O&ffentlich zugéngliche
Fléachen) fiir die Installation neuer Ladeséulen in Planung (darunter auch
Schnellladepunkte mit 50 kW). Die Summe der Neuinstallationen belduft
sich damit auf insgesamt 74 Ladepunkte an 40 Ladesédulen und 29
Standorten. Eine zweite, weitere Ausbaustufe soll im Kalenderjahr 2019
folgen.

Details zu den jeweiligen Standorten entnehmen Sie bitte der angehéng-
ten Standortliste ,Zielkarte Ladeséduleninfrastruktur”. Dort finden Sie In-
formationen (iber die exakten Geokoordinaten und Informationen zum
vorgesehenen Ladesystem. Weiter Informationen zur E-Mobilitéat in Biele-
feld entnehmen Sie bitte der Drucksachen-Nr. 6149/2014-2020.

Die Standortliste wird der Niederschrift als Anlage beigefligt.

Anfragen

Abmeldung von VHS-Kursen
Anfrage der Einzelvertreterin "Die Linke"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6662/2014-2020

Herr Diekmann verliest die Anfrage der Einzelvertreterin ,Die Linke*:

Wer meldet die Kurse der VHS ab, wenn zu geringe Anmeldungen vorlie-
gen?

Zusatzfrage:
Wie wird in Zukunft damit umgegangen?



Begriindung:
In diesem und im letzten Jahr ist ein Gitarrenkurs wegen zu geringer An-

meldungen abgesagt worden, bevor die Anmeldefrist abgelaufen war.
Das ist fiir Interessenten sehr argerlich.

Nachdem die Anklindigung in der Zeitung stand, wollte sich ein Biirger
anmelden und bekam die Antwort, dass der Kursus wegen zu geringer
Beteiligung abgesagt wurde. Es wére ja mbglich gewesen, dass bis zum
Anmeldeschluss durchaus noch weitere Anmeldungen eingegangen wé-
ren.

Es ist verstandlich, dass ein Kursus bei zu geringer Beteiligung abgemel-
det wird, aber bitte erst, wenn die Anmeldefrist abgelaufen ist.

Herr Hellermann verliest die Stellungnahme der Verwaltung:

Die Entscheidung, Kurse abzusagen wird in der Nebenstelle Brackwede
von der Nebenstellenleiterin Frau Boélling-Giesecke, bzw. der Fachbe-
reichsleiterin Kunst, Kultur, Gestalten Frau Wellmann getroffen.

Es gibt keine Anmeldefrist flir Kurse. Interessierte kbnnen sich auch noch
einen Tag vor Kursbeginn anmelden. In der Regel entscheidet die VHS
eine Woche vor Kursbeginn, ob der Kurs stattfinden kann oder nicht.
Teilnehmerinnen und Teilnehmer und Kursleitungen sollten sich rechtzei-
tig darauf einstellen kénnen, ob sie ihre Zeit fiir den Kurs einplanen miis-
sen oder nicht.

Wenn die VHS, wie in diesem Fall bei dem Gitarren-Wochenendkurs,
eine Pressemitteilung verschickt hat, wird mit der Absage noch gewartet,
weil die VHS sich von der Pressemitteilung weitere Teilnehmerinnen und
Teilnehmer erhofft. Die VHS hat allerdings keinen Einfluss darauf, ob
eine Pressemitteilung lberhaupt veréffentlicht wird, bzw. wann sie veréf-
fentlicht wird.

Fiir den Gitarrenwochenendkurs vom 20.04.2018 bis 22.04.2018 wurde
am 05.04.2018 von der VHS eine Pressemitteilung verschickt, die erst
am 18.04.2018 erschienen ist. Der Kurs wurde am 16.04.2018 abgesagt,
weil nur 2 Teilnehmerinnen und Teilnehmer angemeldet waren. Das Wei-
terbildungsgesetz sieht die Teilnahme von mind.10 Personen vor. Die
Erfahrung zeigt, dass bei nur 2 Anmeldungen auch eine kurzfristige Pres-
semitteilung nicht den erwarteten Zulauf und die notwendige Teilnehmer-
zahl bringt.

Auch zukiinftig werden Kursabsagen nicht vermieden werden kénnen. Zu
welchem Zeitpunkt das geschieht, basiert auf Erfahrungswerten der zu-
stadndigen péad. Mitarbeiterinnen der VHS. Die VHS ist sehr daran interes-
siert, geplante Kurse auch durchzufiihren. Allerdings miissen die Rah-
menbedingungen efflillt sein.

Frau Varchmin bedankt sich fur die Stellungnahme. Sie bedauert, dass
die Presse die Informationen teilweise nicht frihzeitiger veréffentliche.
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Nutzung Gemeinschaftshaus Ummeln
Anfrage der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6664/2014-2020

Herr Diekmann verliest die Anfrage der CDU-Fraktion:

Wie ist die derzeitige Nutzung des Gemeinschaftshauses Ummeln?

Zusatzfrage:
Welche Planungen verfolgt die Stadt zukiinftig mit dem Geb&dude?

Herr Hellermann verliest die Stellungnahme der Verwaltung:

Die Raumlichkeiten im Erdgeschoss des Gebédudes ,Triiggelbachstralle
25a“ werden derzeit als Umkleiden fiir den Sportplatz genutzt.

Die seinerzeit fiir die besondere Nutzung umgebauten Raumlichkeiten im
Obergeschoss stehen nach Beendigung des Mietverhéltnisses zur Unter-
bringung von unbegleiteten minderjéhrigen Fliichtlingen leer.

Bemiihungen einen neuen internen oder externen Mieter fiir die Rdum-
lichkeiten zu finden, waren bisher erfolglos.

Eine Abfrage des Interesses wurde u.a. auch an das Bezirksamt Brack-
wede gestellt.

Der ISB ist weiterhin bemliiht einen Folgenutzer zu finden. Es wird auch
gepriift, ob eine Nutzung der Rdume im Obergeschoss als Wohnung bau-
rechtlich méglich ist.“

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis.

Verkehrliche Situation um die Moscheen an der Windelsblei-
cher Strafle
Anfrage der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6665/2014-2020

Herr Diekmann verliest die Anfrage der CDU-Fraktion:

Ab Mitte Mai steht Ramadan an, was zu vermehrten Aktivitdten in den
Moscheen an der Windelsbleicher Stralle fiihrt. In den letzten Jahren hat
sich leider gezeigt, dass es immer mehr zu Anliegerbeschwerden
kommt, da z.T. widerrechtlich und verkehrswidrig geparkt wird (so auf
Biirgersteigen, auf Radwegen und in Hofeinfahrten) und auch die Larm-
immissionen in den spéten Abendstunden zu Problemen fiihren.

Sind vorbeugende Malinahmen (Gesprache mit den Veranstaltern) der
Verwaltung geplant bzw. wie sehen die konkreten Ahndungsmoglichkei-
ten gerade an den Wochenenden und den Nachtruhezeiten aus (ver-
stérkte Kontrollen etc.)?



Herr Hellermann verliest die Stellungnahme des Ordnungsamtes:

Der Verkehrsiiberwachungsdienst (VUD) wird — wie auch in den Vorjah-
ren — diesen Bereich im Rahmen der personellen Méglichkeiten kontrol-
lieren. Es werden auch einzelne Kontrollen in den Abendstunden und am
Wochenende stattfinden. Alle festgestellten Parkversté8e werden ent-
sprechend der StraBenverkehrsordnung (StVO) geahndet. Verstérkte
Kontrollen sind nicht vorgesehen.

Das Amt fir Verkehr schreibe dazu:

Da die ,Aktivitdten in den Moscheen” keine genehmigungspflichte Nut-
zung des 6bffentlichen Strallenraums darstellen, sind wir da auch nicht in
Jrgendeiner Form“ als Genehmigungsbehérde beteiligt. Es gibt keine
Veranstaltung und damit auch keinen ,Veranstalter® im lblichen Sinne,
den die Verwaltung beteiligen/ansprechen kénnte.

Daher sind von hier aus auch keine Gespréache gefiihrt worden.

Grundsétzlich und ohne Einschrénkung gelten die in der Windelsbleicher
StralBe vorhandenen Verkehrsregelungen auch wéhrend des Ramadans.

Das Kommunale Integrationszentrum schreibe abschlielend dazu:

In der Vergangenheit wurde das Kommunale Integrationszentrum bei
Konflikten im Stadtteil seitens der Bezirksamter in Gesprdche mit den
Vereinen als vermittelnde Instanz einbezogen. Es konnten zielfiihrende
Vereinbarungen, z. B. in Baumheide getroffen werden. Das Kommunale
Integrationszentrum ist gerne bereit, auf Anregung der Bezirksvertretung
bei den Gesprédchen mit den Vereinen bzw. Einrichtungen dabei zu sein
und zu vermitteln.

Herr Krumhofner erklart, dass die verkehrliche Situation gerade an der
Strale ,Mauseteich® sehr schwierig sei. Die Beschwerden der Anwohner
hauften sich hier. Diese hatten sich auch bereits an die Stadt gewandt,
jedoch ohne Erfolg.

Insgesamt kdnne er nicht nachvollziehen, dass keine verstarkten Kontrol-
len trotz der akuten Probleme durchgeflihrt wirden. Es handele sich hier
nicht um Einzelfalle, sondern um ein regelmafliges Aufkommen von
ParkverstofRen. Dies sei nicht weiter hinnehmbar.

Er bittet darum, dass das Kommunale Integrationszentrum vor Ort Ge-
sprache mit den Moscheen fuhre und hier vermittelnd tatig werde.

Auch in der Olper Stral’e in dem Gebdude der Hicret-Gemeinde wirden
regelmafig Aktivitaiten an den Wochenenden stattfinden, obwohl eine
Nutzung nicht zulassig sei.

Herr Hellermann sichert zu, die Bitte an das Kommunale Integrations-
zentrum weiterzugeben. Der Verkehrsuberwachungsdienst sei ja bereits
informiert und langfristig kbnne man zusatzlich die neuen Mitarbeiter des
Zentralen Aufden- und Vollzugsdienstes (ZAV) miteinbeziehen.
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Anmerkung der Schriftfiihrung:

Der Protokollauszug wurde zur Kenntnis an das Ordnungsamt weiterge-
leitet. Laut Riickmeldung des Ordnungsamtes sei ein Einsatz der neuen
ZAV-Mitarbeiter fiir 0.g. Tétigkeiten konzeptionell nicht vorgesehen.

Situation des ,,Offenen Ganztags“ an den Brackweder Grund-
schulen
Anfrage der SPD-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6690/2014-2020

Herr Diekmann verliest die Anfrage der SPD-Fraktion:

Wie sind die Raum- und Personalsituationen des ,Offenen Ganztags” an
den einzelnen Brackweder Grundschulen?

Zusatzfrage:
Entsprechen sie den Vorgaben des Landes NRW und den Qualitatsstan-

dards der Stadt?
Herr Hellermann verliest die Stellungnahme des Amtes fir Schule:

Die OGS-Raumsituation an allen Bielefelder Grundschulen ist im Jahr
2015 flachendeckend nach einheitlichen Kriterien gepriift und dem Schul-
und Sportausschuss vorgestellt worden (Drucksache 1667/2014-2020).

Der Fachausschuss hat daraufhin ein zunéchst auf 5 Jahre befristetes
OGS-Ausbauprogramm im Volumen von 2,5 Mill. Euro jéhrlich beschlos-
sen. Auf dieser - nicht als strikt verbindliche Reihenfolge zu verstehen-
den - Liste befinden sich 22 Schulen mit vordringlichem Handlungsbe-
darf, und bezogen auf den Stadtbezirk Brackwede sind dort die Vogel-
ruthschule, die Brocker Schule und die Queller Schule entsprechend po-
sitioniert.

Der gegenwértige Planungsstand flir diese drei Schulen - und ergdnzend
auch fiir die Grundschule Ummeln, an der ebenfalls bauliche Aktivitdten
geplant sind, von der die OGS profitieren wird - ist nachfolgend beschrie-
ben:

» Aufgrund des Raumgewinns der Vogelruthschule (Pos. 1 der OGS-
Ausbauliste) durch riickldufige Anmeldezahlen — im Schuljahr 2018/19
werden noch 8 Klassen (ehemals 12) unterrichtet — kénnen dort die not-
wendigen OGS-Flachen hausintern bereitgestellt werden. Folgende Op-
timierungsmal3nahmen sind vorgesehen und sollen konkret bis zum Ende
der Sommerferien 2018 umgesetzt werden:

-Schaffung einer den aktuellen Anforderungen entsprechenden Ausgabe-
kiiche + Mensa im EG des Altbaus,

-Durch  Neusortierung der Fldchen Optimierungen der OGS-
Raumsituation,

-Neustrukturierung der Verwaltung,

-Hinzunahme und Umnutzung des ehem. Hausmeisterhaus fiir schuli-
sche (OGS-/Verwaltungs-) zwecke.



» Durch den Umzug der Brocker Schule (Pos. 10 der OGS-Ausbauliste) in
das Gebdude der ehemaligen Férderschule Am Kupferhammer stehen
der Schule bereits seit dem Schuljahr 2017/18 erheblich mehr OGS-
Flachen zur Verfiigung, die sich nach dem Auszug der Montessorischule
nach dem Schuljahr 2018/19 noch erweitern werden. Eine den aktuellen
Anforderungen entsprechende OGS-Kiiche mit einem bedarfsgerechten
Speiseraum wird z. Z. baulich vorbereitet und steht bis Ende der Som-
merferien 2018 zur Verfliigung.

* Die Queller Schule (Pos. 20 der OGS-Ausbauliste) hat durch Raumum-
nutzungen zugunsten der OGS ihr Betreuungsraumangebot zwischen-
zeitlich erweitert, so dass diesbeziiglich kein akuter Handlungsbedarf
besteht. Mittelfristig erforderlich ist es, die Ausgabekiiche zu vergré3ern
und von der Mensa zu trennen. Das Essen wird z.Zt. warm angeliefert,
portioniert und an die Kinder ausgegeben. Die Umstellung dieser funktio-
nierenden Essenversorgung ist nicht geplant, so dass die bauliche Ande-
rung der Ausgabekiiche nicht vordringlich ist. Die Umsetzung dieser
MaRnahme ist zeitlich noch nicht absehbar.

« Aufgrund von Zuziigen in den vergangenen Jahren mussten an der
zweizligigen Grundschule Ummeln (Pos. 27 der OGS-Ausbauliste) héufig
drei Eingangsklassen gebildet werden, die bislang nur provisorisch (Con-
tainer, Umnutzung von Rdumen) untergebracht werden konnten. Im Zuge
der Schaffung der notwendigen Klassenrdume fiir die vorhandenen Kin-
der erhélt die Schule auch eine den aktuellen Anforderungen entspre-
chende OGS-Kiiche mit einem bedarfsgerechten Speiseraum. Der bishe-
rige Speiseraum wird als weitere OGS-Fléche fiir die zunehmende Zahl
von Kindern, die die OGS besuchen, genutzt.

Hinsichtlich der Frélenbergschule (Pos. 33 der OGS-Ausbauliste) und der
Stidschule (Pos. 43 der OGS-Ausbauliste) gibt es gegenwértig keine
konkret absehbaren baulichen MalBnahmen zur Verdnderung der OGS-
Raumsituation.

Eine Aussage zur Personalsituation ist nicht méglich, da dies durch den
OGS-Tréager organisiert wird.

Zur Zusatzfrage:

Konkrete Vorgaben des Landes hinsichtlich der notwenigen Gré3e von
OGS-Angebotsflache sowie Speiseraumflache pro Kind existieren nicht.
Auch die Stadt selber hat keine verbindlichen Regelungen beziiglich der
vorzuhaltenden Fldchen getroffen.

Aufgrund der 2014/15 vorgenommenen Bestandanalyse ergab sich bei
den OGS-Angebotsflachen ein Mittelwert von 1,82 qm/Kind, die Speise-
raumfldche lag bei 0,54 qm/Kind. Diese Werte bilden die Grundlage fiir
den weiteren Ausbau.

Herr PlaBmann bedankt sich fur die ausfuhrliche Stellungnahme. Es sei
erkennbar, dass an der Queller Grundschule noch ein Handlungsbedarf
bestiinde. Die Ubrigen Schulen im Stadtbezirk seien gut versorgt.
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Antrage

Fordermittel fir Kunstrasenplatz in Ummeln
Antrag der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6666/2014-2020

Herr Diekmann verliest einen Antrag der CDU-Fraktion:

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, zu priifen, ob Mittel aus dem ,Investiti-
onspakt Soziale Integration im Quartier NRW 2018 beantragt werden
kénnen, um in Ummeln einen Kunstrasenplatz zu errichten.

Begriindung:
Erfolgt miindlich.

Herr Copertino bittet darum, den Prifauftrag zu beschlie3en, da Sportan-
lagen aus diesem Investitionspaket forderfahig seien. Die Vereine kénn-
ten sich nicht selber darum bewerben, daher missten dies die politischen
Gremien ubernehmen. Damit hatte der Verein die Moglichkeit, eventuell
in den Sportstattenumbauplan der Stadt aufgenommen zu werden.

Die Bezirksvertretung fasst folgenden einstimmigen

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, zu priifen, ob Mittel aus dem ,Inves-
titionspakt Soziale Integration im Quartier NRW 2018“ beantragt
werden kénnen, um in Ummeln einen Kunstrasenplatz zu errichten.

- einstimmig beschlossen -

Aufstellung iiber Moscheen und Kulturvereine
Antrag der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6667/2014-2020

Herr Diekmann verliest einen Antrag der CDU-Fraktion:

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, der BV Brackwede mdéglichst kurzfristig
eine umfassende Aufstellung (iber die im Stadtbezirk anséssigen Mo-
scheen, Moscheevereine und tiirkisch-islamischen Kulturvereine vorzule-
gen mit Angabe der Betreiber und ggfs. Einschétzungen des Verfas-
sungsschutzes, falls diese vorliegen.
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Begriindung:
Erfolgt miindlich.

Herr Krumhofner bezieht sich auf die negative Presseberichterstattung
Uber einzelne muslimische Vereine in den letzten Wochen und hétte da-
her gerne o.g. Aufstellung.

Herr PlaBmann erklart, dass die Stadt Bielefeld 2009 ein entsprechendes
Heft ,Schriften zur Integration, Heft 3: Religionen und ihre religidsen Ein-
richtungen® herausgegeben hatte, in dem diese aufgeflihrt gewesen sei-
en. Daher bedarf es hier lediglich einer Aktualisierung dessen.

Er bittet darum, den Beschluss dahingehend zu erganzen, als das die
Auflistung auf alle religidsen Einrichtungen im Stadtbezirk ausgeweitet
werde. Auch wenn die Bezirksvertretung sich nur auf den Stadtbezirk
beziehen diirfe, sei eine gesamtstadtische Aufstellung wiinschenswert.

Herr Dopheide bittet darum, auch die Schulungszentren der religiésen
Vereine mitaufzuflihren. Hier herrsche groRe Unkenntnis, welche Inhalte
diese Zentren konkret lehren wirden.

Herr Krumhofner ist einverstanden mit dem Vorschlag.

Herr Stille schliet sich den Ausflihrungen an. Er schlagt vor, den Sach-
verhalt auch mit den entsprechenden Ratsfraktionen zu besprechen, da-
mit eine stadtweite Auflistung herbeigefuhrt werden kdnne.

Es ergeht folgender vom Beschlussvorschlag abweichender

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, der BV Brackwede moglichst kurz-
fristig eine aktualisierte Fortschreibung uber die im Stadtbezirk an-
sdssigen religiosen Vereine und Verbande (einschlieBlich Mo-
scheen, Moscheevereine und tiirkisch-islamischen Kulturvereine)
vorzulegen mit Angabe der Betreiber und ggfs. Einschatzungen des
Verfassungsschutzes, falls diese vorliegen.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Verkehrssicherung Brackweder Strafle
Antrag der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6668/2014-2020

Herr Diekmann verliest einen Antrag der CDU-Fraktion:

Beschlussvorschlag:

Laut Informationen von mehreren Blirgern hédufen sich in den letzten Mo-
naten immer mehr Félle, wo auf der Brackweder Stral3e Richtung Senne
fahrende Kfz-Fahrer kurz vor der Stadtbahnhaltestelle Rosenhbhe verse-
hentlich den nach links abbiegenden Schienen folgen und in den Gegen-
verkehr geraten.
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Die Bezirksvertretung Brackwede beauftragt die Verwaltung, durch krea-
tive Lésungen fiir schnellstmdgliche Abhilfe zu sorgen.

Begriindung:
Erfolgt miindlich.

Herr Copertino bittet um entsprechende Zustimmung des Antrages. Er
habe die gefahrliche Situation an o.g. Stelle bereits selber erfahren mus-
sen.

Es ergeht folgender einstimmiger

Beschluss:

Laut Informationen von mehreren Biirgern haufen sich in den letzten
Monaten immer mehr Fille, wo auf der Brackweder Strae Richtung
Senne fahrende Kfz-Fahrer kurz vor der Stadtbahnhaltestelle Ro-
senhdhe versehentlich den nach links abbiegenden Schienen folgen
und in den Gegenverkehr geraten.

Die Bezirksvertretung Brackwede beauftragt die Verwaltung, durch
kreative Losungen fiir schnellstmogliche Abhilfe zu sorgen.

- einstimmig beschlossen -

Erst-Aufstellung eines Bebauungsplanes fiir das Gebiet siid-
lich der GrabenstraBe und westlich der Strafle Im Sudfeld
Antrag der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6669/2014-2020

Herr Diekmann verliest einen Antrag der CDU-Fraktion:

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, einen Bebauungsplan fiir das Gebiet
stidlich der Grabenstrale und westlich der StraBe Im Slidfeld aufzustel-
len.

Begriindung:
Wie schon in der Bezirksvertretung am 25.01. und am 01.03. vorberaten,

hat sich u.a. durch die Neubauten von Reihenh&usern in den letzten Jah-
ren der Charakter des derzeitigen Gewerbegebietes mehr und mehr zu
einer Wohnnutzung geéndert.

Das gesamte Gebiet macht aber einen unschénen und ungeordneten
Eindruck, da auch eine vorhandene Gewerbebrache durch Wohnen ge-
nutzt wird.

Es wére somit sinnvoll, das gesamte Gebiet in ein Wohngebiet umzu-
wandeln mit Bestandsschutz fiir die bestehenden Betriebe, um perspekti-
visch eine Ordnung des Gebietes und eine stadtebauliche Aufwertung zu
erreichen.
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Herr Krumhofner erklart, dass die Bezirksvertretung bereits mehrfach
Uber das o0.g. Gebiet beraten hatte und an der Stelle nicht weitergekom-
men sei. Hier sei eine langfristige Verbesserung nétig.

Herr Stille halt das Gebiet flr eine gute Mischung aus Wohnen und Ge-
werbe. Das funktionierende Mischgebiet sollte daher nicht ,entmischt"
werden. Das schlechte Erscheinungsbild habe auch etwas mit dem
schlechten Zustand der Stral3en zu tun. Hier kénne bereits Verbesserung
durch entsprechende Sanierungsmallnahmen erreicht werden. Daher
lehne seine Fraktion diesen Antrag ab.

Herr Plallmann entgegnet, dass seine Fraktion dort auch geordnete Ver-
haltnisse wiinsche. Das Gebiet musse vernunftig Gberplant und geordnet
werden.

Herr Krumhofner flihrt aus, dass es sich dort um kein funktionierendes
Gewerbegebiet handele, da dort nur Kleingewerbe ansassig sei. Gutes
Wohnen musse hier langfristig ermoglicht werden durch entsprechende
perspektivische Aufwertung des gesamten Gebietes.

Es ergeht folgender

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, einen Bebauungsplan fiir das Ge-
biet sudlich der GrabenstraBe und westlich der StraBe Im Siidfeld
aufzustellen.

- mit grof3er Mehrheit beschlossen -

Einladung des Oberbiirgermeisters
Antrag der CDU-Fraktion

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6670/2014-2020

Herr Diekmann verliest den Antrag der CDU-Fraktion:

Beschlussvorschlag:

Die Bezirksvertretung Brackwede beschliel3t, Herrn Oberblirgermeister
Pit Clausen zu einer Sondersitzung der BV Brackwede noch in diesem
Jahr einzuladen.

Begriindung:
Da es in den letzten Monaten vermehrt zu kommunikativen Stérungen

zwischen der BV Brackwede und diversen Fachverwaltungen gekommen
ist, u.a. was die Umsetzung sogar einstimmiger Beschllisse angeht, er-
achtet es die BV Brackwede fiir sinnvoll, diese Problemlagen dringend
mit dem Oberblirgermeister zu diskutieren und zu kldren, wie kiinftig eine
Zusammenarbeit der BV mit den stadtischen Einheiten verbessert wer-
den kann, damit bestmégliche Ergebnisse fiir die Blirgerinnen und Biirge-
rinnen erreicht werden kénnen.



Herr Krumhofner erklart, dass die Bezirksvertretung den Oberbirgermeis-
ter bereits einmal eingeladen, dieser jedoch abgesagt habe. Seit dem sei
jedoch viel passiert. Die derzeitigen kommunikativen Stérungen mussten
einmal vernunftig besprochen werden. Er bezieht sich hierbei auf die un-
gliickliche AuBerung des Oberbiirgermeisters in der Presse ,Heuchelei
bei den Hochbahnsteigen...“. Es sei sinnvoll tber die derzeitigen Proble-
me miteinander und nicht tGbereinander zu sprechen.

Die Verweigerungshaltung des Oberburgermeisters sei nicht zielfihrend.
Stattdessen sollte er lieber mit der Bezirksvertretung und den Blrgern in
den Dialog treten; gerne auch in einer 6ffentlichen Sondersitzung.

Herr Dopheide unterstiitzt den Antrag, da der damalige Antrag trotz Ein-
stimmigkeit von dem Oberblirgermeister abgelehnt worden sei.

Herr PlalBmann erklart, dass seine Fraktion in diesem Fall dem Antrag
nicht zustimmen werde. Das ,Ping Pong-Spiel“ bringe an dieser Stelle
niemanden weiter. Der Oberblrgermeister kdme generell in keine Be-
zirksvertretungssitzung. Er werde ,vor Ort* vom Bezirksamtsleiter vertre-
ten.

Herr PlaBmann schl&gt vor, sich hier fur ein Gesprach ein anderes For-
mat zu Uberlegen, um mit dem Oberburgermeister in Kontakt zu treten.

Herr Stille schlielt sich den Ausfiihrungen an und schlagt ein Gesprach
in kleinerem Rahmen, z.B. in Form eines ,Kamingesprachs* vor.

Frau Varchmin bringt ebenfalls ihren Unmut zum Ausdruck und erklart,
dass die Brackweder Bezirkspolitiker vor Ort seien und um das Gesche-
hen besser bescheid wissten. Dennoch wirden einstimmig gefasste Be-
schlusse, wie z.B. die geforderte 24 Std- Toilette am Brackweder Bahn-
hof oder die Offnung des Haltepunktes ,Brackwede Sid“, nicht umge-
setzt.

Herr Krumhofner fuhrt aus, dass die Bezirksvertretungsmitglieder gewahl-
te Mandatstréager seien und der Oberbiurgermeister dennoch ein Ge-
sprach ablehne. Er kdnne die Haltung des Oberblrgermeisters gegen-
Uber der Bezirksvertretung nicht nachvollziehen. So komme man zu kei-
nen Ergebnissen. Daher winsche er ein 6ffentliches Gesprach und kein
nichtéffentliches ,Hinterhofgesprach®.

Herr Hellermann erklart, dass die Auflistung der tatsachlich nicht umge-
setzten einstimmig/mehrheitlich gefassten Beschlisse in der nachsten
Sitzung vorlage. Er schlagt vor, anschlieBend Uber das weitere Vorgehen
zu beraten und gegebenenfalls zunachst eine Arbeitsgruppensitzung zu-
sammen mit den zustéandigen Amtsleitungen bzw. Dezernenten zu termi-
nieren.

Herr Hellermann weist aber auch noch einmal darauf hin, dass einige von
der Bezirksvertretung einstimmig bzw. mehrheitlich gefassten Beschllisse
von der zustandigen Fachverwaltung gepruft und aus rechtlichen oder
sonstigen Grunden (Aufnahme in den Nahverkehrsplan ,von hdherer
Stelle® abgelehnt; Umsetzung wegen bevorstehendem Umbau Haupt-
strale unpraktikabel etc.) nicht umgesetzt werden kénnten.



Zu Punkt 6

Zu Punkt 6.1

Zu Punkt 7

Diese Beschlisse seien flur die Verwaltung erledigt, fir die Politik aller-
dings noch offen, da nicht umgesetzt (z.B. Umlaufschranke Fohrenstra-
Re; samtliche MaRnahmen, die im Zusammenhang mit dem kinftigen
Umbau der Hauptstrae zu sehen sind; Offnung BenatzkystraRe ohne
Umbau etc.).

Herr Krumhofner erklart sich bereit, den Antrag fur heute zurlckzustellen.
Er behalt sich jedoch vor, den Antrag gegebenenfalls nach der Sommer-
pause erneut zu stellen.

Biirgereingaben nach § 24 Gemeindeordnung NRW (GO NRW)

i.V.m. den Richtlinien fiir die Erlediqung von Anregungen und

Beschwerden

Umgestaltung der Kreuzung Osnabriicker StraRe/ Carl-
Severing-Strafle
Biirgereingabe von Herrn Daniel Morchen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6658/2014-2020

Herr Diekmann verliest die Blrgereingabe und erteilt anschlieRend Herrn
Moérchen das Wort.

Herr Mdrchen erlautert seine Blrgereingabe.

Herr Diekmann bedankt sich und schlagt vor, einen entsprechenden
Prufauftrag an die Verwaltung zu erteilen und anschliellend zusammen
mit der Fachverwaltung und der Nahmobilitatsbeauftragten der Stadt in-
nerhalb einer projektbezogenen Arbeitsgruppensitzung abschlielend
daruber zu beraten.

Die Mitglieder der Bezirksvertretung sind einverstanden.

Projekt ,,Zukunftsfit Wandern“ des Europaischen Fond fiir re-
gionale Entwicklung EFRE

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6530/2014-2020

Herr Diekmann ruft den Tagesordnungspunkt auf und erkundigt sich nach
Fragen aus der Reihe der Bezirksvertretung.

Herr Eggert moniert, dass ein Grolteil der Férderung in Personal und
teure Gutachten und Konzepte, anstatt zum Beispiel in neue Beschilde-
rungen flieBe. Hier hatte er sich detailliertere Angaben gewunscht.



Zu Punkt 8

Herr PlaBmann erklart, dass es sich hierbei um ein Tourismus-Projekt
handele. Das Fordervolumen beziehe sich nicht nur auf Bielefeld, son-
dern auf das gesamte Gebiet des Teutoburger Waldes, um genau diesen
besser zu vermarkten.

Herr Stille bittet darum, das ,Griine V* an dieser Stelle nicht auRer Acht
zu lassen.

Herr Hellermann erklart, dass es in dieser Vorlage um die Verbesserung
des Marketings gehe. Wanderwege seien aufgelistet, in Kategorien ein-
geteilt und entsprechend priorisiert worden. Hier ginge es zunachst um
Fordergelder. Das ,Grine V* misse man separat betrachten, da es un-
abhangig von o.g. Férderung weiterverfolgt wirde. Hier béte sich eine
projektbezogene Arbeitsgruppensitzung zusammen mit dem Umweltamt
an, um den Fortschritt des geplanten Wanderweges ,,Griines V* weiter im
Detail zu beraten.

Es ergeht folgender einstimmiger

Beschluss:

Die Einordnung der Wanderwege in die Kategorien A bis E wird
nachvollzogen und zustimmend zur Kenntnis genommen.

- einstimmig beschlossen -

Planungs- und Umsetzungsstand der neuen Kita-Standorte in
Bielefeld

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6595/2014-2020

Herr PlaBmann fragt an, ob es sich bei der neuen ,Betriebs-Kita“ um ei-
nen Ersatz fir die KiTa ,Am Park” handele oder ob diese zusatzlich ent-
stinde.

Herr Hellermann erklart, dass die Betriebs-KiTa zusatzlich entstehen sol-
le und informiert Uber die Hintergriinde, Rahmenbedingungen etc.

Es solle eine unternehmerfreundliche KiTa ohne starre Betriebszeiten
entstehen, analog der KiTa ,Goldbeckchen®.

Die 3-gruppige KiTa solle Belegplatze fur die Unternehmen vor Ort bieten
(hier werde mit einem Anteil von 60 Prozent kalkuliert) sowie freie Platze
fur dort wohnende Familien, die nicht den Unternehmen angehdren (die-
ser Anteil betrage 40 Prozent).

AbschlieRend flhrt er aus, dass das Amt fir Jugend und Familie den wei-
teren Bedarf an KiTa-Platzen unter Berucksichtigung dieser Betriebs-
KiTa prifen werde.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis von der Informations-
vorlage.



Zu Punkt 9

Zu Punkt 10

Satzung uber die Anordnung einer Veranderungssperre fiir
das Gebiet ostlich der Bahntrasse, westlich der Eisenbahn-
straBe und der Giitersloher StraBe (Gebiet des aufzustellenden
Bebauungsplanes Nr. I/B 74 "Park & Ride Bahnhof Brackwe-
de"

- Stadtbezirk Brackwede -

Veranderungssperre

Beratungsgrundlage:

Drucksachennummer: 6514/2014-2020

Herr Diekmann begrift Herrn Grof3 vom Bauamt als Berichterstatter.
Herr Grof erlautert kurz die Beschlussvorlage.

Anschlielend ergeht ohne weitere Aussprache folgender einstimmiger
Beschluss:

Die der Beschlussvorlage als Anlage beigefligte Satzung liber die
Anordnung einer Veranderungssperre fiir das Gebiet 6stlich der
Bahntrasse, westlich der Eisenbahnstralle und der Giitersloher
StraRe (Gebiet des aufzustellenden Bebauungsplan Nr. I/B 74 ,,Park
& Ride Bahnhof Brackwede) wird beschlossen.

Fir die genauen Grenzen des rdaumlichen Geltungsbereiches der
Veranderungssperre ist die im Abgrenzungsplan des Bauamtes vor-
genommene Eintragung (rote Linie) verbindlich.

Finanzielle Auswirkungen:
Durch den Beschluss dieser Verdnderungssperre entstehen der
Stadt Bielefeld keine Kosten.

- einstimmig beschlossen -

Bericht zur aktuellen Situation in der Biirgerberatung
Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6415/2014-2020

Die Mitglieder der Bezirksvertretung weisen auf die Notwendigkeit hin,
auch ohne vorherige Terminvereinbarung in der Blrgerberatung vorspre-
chen zu kénnen. Dies sei gerade fir altere Birgerinnen und Burger sehr
wichtig. Eine Vorsprache musse aus Grinden der Buirgerfreundlichkeit
sowohl mit vorheriger Terminvereinbarung als auch ohne maglich sein.

Die Ausweitung der Offnungszeiten in den kleinen Biirgerberatungsfilia-
len wird sehr begrifdt. An diesem Beispiel hatte man nun sehr gut erken-
nen kdnnen, dass hier ,am falschen Ende“ gespart worden sei.

Sie bitten um einen Bericht in ca. 6 Monaten Uber die entsprechende
Entwicklung bezogen auf die Auswirkungen in der Blrgerberatungsfiliale
Brackwede.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis von der Informations-
vorlage.



Zu Punkt 11

Zu Punkt 12

Erlass einer Satzung uber die Erhebung von Beitragen nach §
8 Kommunalabgabengesetz (KAG NRW) fur straBenbauliche
MaRnahmen in der BraakstraBe/Enniskillener StraRe von Siid-
heide bis Enniskillener StraRe 68 a

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6397/2014-2020

Ohne weitere Aussprache ergeht folgender einstimmiger

Beschluss:

Die Satzung uber die Erhebung von Beitragen nach § 8 Kommunal-
abgabengesetz (KAG NRW) fiir straBenbauliche MaBnahmen in der
BraakstraBe/Enniskillener StraBe von Sidheide bis Enniskillener
StraRe 68 a wird entsprechend der Vorlage beschlossen.

- einstimmig beschlossen -

Erlass einer Allgemeinverfiigung nach § 58 Abs. (4) Landesna-
turschutzgesetz (LNatSchG) und Festlegung von Reitverboten
nach § 58 (5) LNatSchG auf ausgewahiten Wanderwegen
(Reitwegekonzept)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6538/2014-2020

Herr Diekmann erklart, dass den Bezirksvertretungsmitgliedern diese
Woche die Stellungnahme des Stadtreiterverbandes zu dieser Be-
schlussvorlage zugegangen sei.

Diesbezlglich sei das Umweltamt um Stellungnahme gebeten worden.
Die Stellungnahme liege nun vor:

Stellungnahme des Umweltamtes zur
Stellungnahme des Stadtreiterverbandes zur Umsetzung des § 58 Lan-
desnaturschutzgesetz vom 12.05.2018

LZum 1.1.2018 ist § 58 LNatSchG NRW in Kraft getreten. Ziel der neuen
Regelung war, mehr Méglichkeiten fiir das Reiten in der Natur zuzulas-
sen. Fiir das Reiten in der Landschaft gab es im Grunde wenig Ande-
rungsbedarf. Ziel der neuen Reitregelung war vor allen Dingen eine Libe-
ralisierung fiir das Reiten im Wald.*”

Dies wird seitens der Verwaltung auch so gesehen, die in der Vorlage
vorgesehenen Regelungen stellen eine erheblich Liberalisierung gegen-
tber dem Stand vom 31.12.2017 dar. Bis dato war das Reiten auf ge-
kennzeichneten Wanderwegen im Wald (Wegenetz insgesamt 700 km)
grundsétzlich verboten und dariiber hinaus im gesamten Teutoburger
Wald sowie einigen anderen Waldbereichen auf gekennzeichnete Reit-
wege beschréankt.



LDie bis 2017 geltende Allgemeinverfiigung in Bielefeld beschrénkte das
Reiten im Walde generell auf gekennzeichnete Reitwege.

Der Beschlussvorschlag des Umweltamtes zielt auf eine Beibehaltung
dieser Regelung mit Ausnahme des Teutoburger Waldes westlich der
Bodelschwinghstral8e, den Pfarrholzwald und ungenannte kleinere Wald-
gebiete. Drei Wanderwege sollen nach §58(5) LNatSchG fiir Reiter ge-
sperrt werden. Etliche Argumente, die das Umweltamt anfiihrte um weit-
gehend die alte Reitwegeregelung aufrechtzuerhalten konnten im Rah-
men des Anhérungsverfahrens Anfang 2018 entkréftet werden und finden
sich in der aktuellen Beschlussvorlage, aber auch in der Anlage 5 (Aus-
wertung der Stellungnahmen) nicht wieder..*”

In ca. 7000 ha Wald war das Reiten bis zum 31.12.2017 auf Reitwege
beschrénkt. Dieses Gebiet wird durch die Herausnahme des westlichen
Teutoburger Waldes und des Pfarrholzwald auf 2750 ha reduziert. Das
Reitverbot auf Wanderwegen soll fiir 3 Wege mit ca. 35 km ausgespro-
chen werden. Dies fiihrt zu einer erheblichen Liberalisierung beziiglich
des Reitens im Wald.

LAnders als vom Umweltamt dargestellt, hat der SRV Bielefeld nicht die
Freigabe aller Wege nach §58 (3), sondern die Anwendung nach §58(2),
also die Freigabe aller festen oder befestigten Waldwirtschaftswege zu-
sétzlich zu den gekennzeichneten Reitwegen vorgeschlagen.”

Die Auswertung der Stellungnahmen ist in diesem Pkt. missversténdlich
formuliert. Es wurde seitens der Verwaltung auch die Anwendung des
§58 (2) LNatSchG auf das gesamte Stadtbiet betrachtet und aus den in
der Vorlage angegeben Griinden abgelehnt.

L~Sehr kritisch sieht der SRV Bielefeld in diesem Zusammenhang die vom
Umweltamt aufgenommene Einlassung des Regionalforstamtes OWL,
der diese Wege als ,von nicht geldéndegéngigen, zweispurigen Fahrzeu-
gen ganzjéhrig” befahrbar definiert. Folgt man dieser Definition, ist auch
im Bereich westlich der Bodelschwinghstral3e das Reiten im Walde gene-
rell verboten. Diese Formulierung stammt aus einem Entwurf des Lan-
desnaturschutzgesetzes, die vor der Verabschiedung aus gutem Grunde
gestrichen wurde. Die Definition ist nicht tauglich, weil sie beispielsweise
Wege ausschliel3t, die im Winter durch Schneefall oder im Sommer durch
Bewuchs nicht befahrbar, sehr wohl aber problemlos zu bereiten sind.*

In dem Teil B der Vorlage wird die Wirkung des § 58 (2) LNatSchG be-
schrieben. Die hier ein Formulierungsvorschlag des Forstamtes zur Inter-
pretation libernommen, der keine Einfluss auf die Beschliisse hat. Es gilt
in diesen Bereichen § 58 (2) LNatSchG. Zur Klarstellung sollen in Zu-
sammenarbeit mit dem Forstamt befestigte und naturfeste Wege identifi-
ziert und kartenméBig dargestellt werden, welche Wege beritten werden
kdnnen.

,Das geplante Reitverbot fiir die Wanderwege ,,Hermannsweg*, ,Gadder-
baum A8“ und ,Ems-Lutter-Weg*“ sind ebenfalls kritisch zu sehen: das
Umweltamt argumentiert, dass gentigend Reitwege nérdlich und stdlich
vorhanden sind, beachtet jedoch nicht die bei der Anhbérung vorgebrach-
ten Einwénde, das eine durchgehende Sperrung die Durchquerung des
Teutoburger Waldes in Nord-Siid-Richtung verhindert. Dies ist besonders
ftir Wanderreiter wichtig.“



Eine Querung des Hermannsweges und ggf. der anderen Wege wird
durch entsprechende Ausschilderungen ermdéglicht werden. Dartiber hin-
aus ist das Fuihren von Pferden im Wald auf allen Wegen erlaubt (§58 (9)
LNatSchG).

,Der Beschlussvorschlag des Umweltamtes basiert auf eigenen Progno-
sen und Annahmen, die ganz offensichtlich falsch sind. Im Januar 2018
ist §68(2) LNatSchG in Kraft getreten. Konflikte zwischen Reitern und
anderen Waldbesuchern sind unverandert extrem selten, ebenso sehen
wir keine Schéden, die auf die erweiterten Reitmdglichkeiten zurlickzu-
fliihren wéren....... “

Die Bewertungen sind in dem Punkt offensichtlich unterschiedlich. Der
Bereich des éstlichen Teutoburger Waldes ist auf Grund des sandigen
Untergrundes ein beliebtes und vielgenutztes Reitgebiet. Hier werden
auch héufig feste Wald- und Waldwirtschaftswege illegal beritten, welche
dann auf Grund des sandigen Untergrundes beschédigt werden. Dies
fihrt zu Konflikten mit anderen Waldbesuchern. Hier gab es bereits Be-
schwerden (ber die Bezirksvertretung. Durch das Bereiten wird die Ober-
fliche leicht aufgeraut, wird damit leicht vernésst und kann dann auch
nicht mehr mit LKWSs befahren werden. Dies gilt insbesondere fiir die
Wintermonate. Gleichzeitig gibt es in den Stadtbezirken Senne und Sen-
nestadt ein ausreichendes Reitwegenetz, welches von den anliegenden
Reiterh6fen und auch von auswértigen Reitern intensiv genutzt werden
und bei Bedarf erweitert werden kann. Auch aus den librigen Stadtbezir-
ken sind vereinzelt Beschwerden eingegangen, die insbesondere die
Verschmutzung durch die Pferde sowie das Verhalten der Reiter betra-
fen.

Herr Copertino erklart, dass seine Fraktion trotz der Stellungnahme des
Umweltamtes aufgrund der Unklarheiten nicht Uber die Vorlage beschlie-
3en koénne.

Er schlagt vor, dem Ausschuss fir Umwelt und Klimaschutz zu empfeh-
len, dem Vorschlag des Stadtreiterverbandes zu folgen und ein Monito-
ring einzurichten.

Durch die Einrichtung eines ,Rundes Tisches“ (wie zum Beispiel bei den
Mountain-Bikern auch) kénne die Vorlage im Rahmen eines vernunftigen
Interessenaustausches nachgebessert werden.

Die Mitglieder der Bezirksvertretung stimmen dem Vorschlag zu.
Die Vorlage wird als 1. Lesung behandelt.

Es ergeht folgender einstimmiger

Beschluss:

Die Bezirksvertretung Brackwede empfiehlt dem AfUK, dem Vor-
schlag des Stadtreiterverbandes zu folgen und ein Monitoring einzu-
richten.

Durch die Einrichtung eines ,,Rundes Tisches“ solle die Vorlage im
Rahmen eines verninftigen Interessenaustausches nachgebessert
werden.

-einstimmig beschlossen-



Zu Punkt 13

Neuaufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
1/Q27 "Lebensmitteldiscounter Carl-Severing-StraBe Ortszent-
rum Quelle” gem. § 2 (1) BauGB sowie 249. Anderunqg des Fli-
chennutzungsplanes "Sonderbauflache groRflachiger Leben-
mitteleinzelhandel Carl-Severing-StraBe Ortszentrum Quelle"
im Parallelverfahren gemaR § 8 (3) BauGB

- Stadtbezirk Brackwerde

Aufstellungsbeschluss

Beschluss zur Durchfilhrung der friihzeitigen Beteiligungs-
schritte gemaR §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6516/2014-2020

Herr Diekmann begruft Herrn Winkler vom Planungsbiro Enderweit und
Partner und Herrn Grofl3 vom Bauamt.

Herr Winkler erldutert den Vorentwurf bzw. die Beschlussvorlage anhand
einer Prasentation, die der Niederschrift als Anlage beigeflgt ist.

Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan solle die értliche Versor-
gung gestarkt werden. Das Konzept sehe eine 1200 m? grof3e Verkaufs-
flache mit nordlich gelegenen Parkplatzen vor. Die Anlieferung wirde mit
einer Verkleidung eingehaust, um den Schallschutz sicherzustellen.

Im Anschluss erfolgt eine kurze Sitzungsunterbrechung, um die Einwoh-
nerfragen von Frau Manski und Herrn Czesna zu behandeln, die sich auf
das Vorhaben beziehen.

Herr Grol3 erklart diesbezlglich, dass heute lediglich der Start des Ver-
fahrens beschlossen wirde. Die Blrgerinnen und Birger sollen damit die
Moglichkeit der Beteiligung erhalten. Die Einwohnerfragen wirden ent-
sprechend mitgenommen und als Eingaben im Rahmen der noch zu er-
folgenden frihzeitigen Blrgerbeteiligung gewertet.

Die Mitglieder der Bezirksvertretung kdnnen die Bedenken der Anlieger
aufgrund des Hohenunterschiedes und der damit verbundenen Aussicht
auf das Gebaude nachvollziehen. Nachteilig seien die unmittelbare Nahe
des Baukorpers zu den Anliegern und der Wegfall des Baumbestandes.

Herr PlaBmann bittet um Erstellung eines 3D-Modelles, welches die ge-
plante Aufschittung darstelle, um die Sorgen der Anlieger bezuglich der
Aussicht besser nachvollziehen zu kénnen.

Die Mitglieder der Bezirksvertretung schliel3en sich den Ausflihrungen an.
Das weitere Verfahren misse aufgrund der Bedenken der Anlieger sorg-
faltig gepruft werden. Das formale Verfahren sollte nun beginnen, damit
die Sorgen entsprechend berlcksichtigt werden kénnten.

Es werden weitere Fragen zum Hohenunterschied, zum Artenschutz und
Baumbestand gestellt.

Herr Winkler fihrt aus, dass entsprechende Gutachten noch erstellt wiir-
den.



Zu Punkt 14

Zu Punkt 14.1

Herr Stille sieht das Bauvorhaben ebenfalls kritisch und bittet um Stel-
lungnahme des Investors, ob eine Zweigeschossigkeit moglich sei. Damit
stiinde man vor weniger Problemen.

Herr Krumhoéfner erklart, dass das System der Zweigeschossigkeit bei
Discountern nicht funktioniere. Er mochte ebenfalls im weiteren Verfahren
ein Modell vorgestellt bekommen, um die Aufschittung und damit die
Bedenken der Anlieger besser nachvollziehen zu kénnen.

Anschlieend ergeht folgender

Beschluss:

1. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 1/Q27 ,,Lebensmit-
teldiscounter Carl-Severing-StraBe Ortszentrum Quelle“ fiir
das Gebiet suidlich der Carl-Severing-Stralle ist gemaR § 2 (1)
BauGB neu aufzustellen.

2. Der Flachennutzungsplan ist im Parallelverfahren gemaR § 8
(3) BauGB zu dndern (249. Anderung des Flichennutzungs-
planes "Sonderbaufliche groRflachiger Lebensmitteleinzel-
handel Carl-Severing-StraBe Ortszentrum Quelle"

3. Der Aufstellungs- und Anderungsbeschluss ist gemaR § 2 (1)
BauGB ortsiiblich, 6ffentlich bekannt zu machen.

4. Der voraussichtliche Untersuchungsrahmen der Umweltprii-
fung wird gemaR Ziffer 7.1 der Anlage C festgelegt.

5. Fir die Neuaufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 1/Q27 ,Lebensmitteldiscounter Carl-Severing-
StraBe Ortszentrum Quelle“ und fiir die 249. Anderung des
Flachennutzungsplanes "Sonderbauflache groRflachiger Le-
bensmitteleinzel-handel Carl-Severing-StraBe Ortszentrum
Quelle", sind eine friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung ge-
maR § 3 (1) BauGB und eine friihzeitige Beteiligung der Be-
hdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4
(1) BauGB auf der Grundlage der, in der Vorlage dargestellten
allgemeinen Ziele und Zwecke durchzufiihren.

- mit grof3er Mehrheit beschlossen -

Beschliisse aus vorangegangenen Sitzungen - Bericht der
Verwaltung zum Sachstand

Internet am Bohlenweg/ Vorstellung des Gesamtkonzeptes fiir
den Breitbandausbau
Sitzung vom 01.03.2018, TOP 5.3

Herr Hellermann fihrt aus, dass die Bezirksvertretung Brackwede im
Rahmen einer Anfrage zur Internetversorgung am Bohlenweg in der Sit-
zung am 01.03.2018 darum gebeten habe, das Gesamtkonzept fir den
Breitbandausbau vorgestellt zu bekommen.



Zu Punkt 14.2

Mit einer entsprechenden Auflistung kdnnte die Versorgung in Ganze
gesehen werden, so dass nicht jedes einzelne Baugebiet im Stadtbezirk
gepruft werden misste.

Daher wurde Frau Opitz, Breitbandkoordinatorin der Stadt Bielefeld, fir
die heutige Sitzung zwecks Berichterstattung eingeladen.

Herr Diekmann begrif3t Frau Opitz.

Frau Opitz stellt sich kurz vor und erlautert anschlieliend den aktuellen
Stand des Breitbandausbaus in der Stadt Bielefeld und im Stadtbezirk
Brackwede anhand einer Prasentation, die der Niederschrift als Anlage
beigeflgt ist.

Herr Diekmann bedankt sich fur die ausfuhrliche Vorstellung.

Herr Krumhofner erkundigt sich, ob es sich bei den Netzbetreibern um
mehrere Anbieter handele, die den Zuschlag nach erfolgter Ausschrei-
bung erhalten, oder nur um einen.

Frau Opitz erklart, dass es sich um einen festen Anbieter handeln werde.

Weiterhin fragt er an, ob die Férdermittelgewahrung auch verlangert wer-
den koénnte, da die Umsetzung des Breitbandausbaus sehr viel Zeit in
Anspruch nehmen wirde.

Frau Opitz erklart, dass es flir die Férdermittel zwar eine Zeitbeschran-
kung gabe, die Zeiten jedoch auf Antrag auch ausgeweitet werden kénn-
ten. Der Verlangerungsantrag wirde in jedem Falle gestellt, da der Zeit-
raum bis 2020 definitiv nicht ausreichen werde.

Herr Stille fragt an, warum man nicht auf Funkstrecken bzw. Richtfunk
zuruckgreife. Damit kdnne man sich den Tiefbau ersparen.

Frau Opitz erklart, dass Richtfunk tatsachlich auch eine Mdglichkeit sei.
Zeitlich gesehen hatte man hier jedoch keinen Vorteil, da entsprechende
Masten aufgestellt werden mussten, Frequenzen beantragt etc. Das Ver-
fahren sei zwar einfacher, jedoch nicht guinstiger oder schneller.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis.

Parkverbot Berliner Strae
Sitzungen vom 14.09.2017, TOP 7.5 und 01.03.2018, TOP 16.1

Herr Hellermann erklart, dass die Verwaltung in der Sitzung am
01.03.2018 mitgeteilt habe, dass keine Notwendigkeit gesehen werde,
die Regelung des ruhenden Verkehrs auf der Berliner Strale stadtein-
warts an die Regelung der stadtauswarts fihrenden Seite anzugleichen.



Zu Punkt 14.3

Die Bezirksvertretung habe die Stellungnahme zwecks erneuter Prifung
an die Verwaltung zuriickgewiesen, da es unméglich sei, aus der Leipzi-
ger Stralde herauszufahren. Die parkenden Autos und LKW auf der Berli-
ner Stralle warden eine derartige Sichtbehinderung darstellen, dass kein
gefahrloses Abbiegen mdéglich sei. Hier bestiinde dringender Handlungs-
bedarf. Die Situation vor Ort sei sehr gefahrlich und musse dringend ver-
bessert werden.

Herr Hellermann habe dies entsprechend an die Verwaltung weitergelei-
tet und verliest die Stellungnahme:

Da die Anfahrsicht auf der Berliner Stral8e bei Ausfahrt aus der Leipziger
Stral8e unterschritten wird, wurde nach Abstimmung mit dem Stral8en-
baulasttrdger und der Polizei heute (23.04.2018) ein absolutes Haltverbot
ab Hausnummer 19/21 angeordnet.

Eine zeitliche Beschrdnkung dieses Haltverbots wie von der Bezirksver-
tretung gewlinscht, ist nicht méglich, da sich Sichtachsen nicht auf die
Stol3zeiten des Berufsverkehrs beschrénken.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis.

Ausschilderung der Gesamtschule Quelle
Sitzung vom 01.03.2018, TOP 6.2

Herr Hellermann nimmt Bezug auf den Beschluss der Bezirksvertretung
vom 01.03.2018, in dem die Verwaltung u.a. beauftragt worden sei, einen
Wegweiser zur Gesamtschule Quelle in Hohe des Kreisels Carl-Severing-
StralRe/ Marienfelderstralle aufzustellen.

Nunmehr liege die Stellungnahme der Verwaltung vor, die Herr Heller-
mann verliest:

Den Wunsch der Bezirksvertretung Brackwede nach einer Wegweisung
zur Gesamtschule Quelle am Kreisel Carl-Severing-Stral3e/Marienfelder
Stral3e setzen wir um.

Der bereits existierende Wegweiser wird um dieses Ziel ergénzt. Die op-
tische Gestaltung des Schildes ist dieser Mitteilung beigefiigt.

Dartiber hinaus befinden sich am Knoten Kupferstral3e/Marienfelder
Stral3e/Queller StralBe und auf Héhe der Carl-Severing-Strale 147 Weg-
weiser zum Waldstation/Sporthalle. Sobald die finanziellen Mittel zur Ver-
fligung stehen, wird auch diese Beschilderung entsprechend der beige-
fligten Anlage um das Ziel der Gesamtschule Quelle erganzt.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis.



Zu Punkt 14.4

Zu Punkt 14.5

Optimierung der Parkverbotsbeschilderung Kirchplatz
Sitzungen vom 25.01.2018, TOP 11.4 und 12.04.2018, TOP 15.2

Herr Hellermann erklart, dass sich die Bezirksvertretung in Ihrer Sitzung
am 12.04.2018 fir die Anordnung eines absoluten Halteverbotes auf dem
Kirchplatz ausgesprochen habe.

Die Zufahrt zur Kirche sowie die Parkmoglichkeiten flr die Kirchenbesu-
cherinnen und Kirchenbesucher mussten jedoch sichergestellt werden.

Herr Hellermann informiert, dass die Anordnung flur die Beschilderung
des offentlichen Platzes am 23.04.2018 erfolgt sei.

Am 25.05.2018 fande ein Arbeitsgesprach mit der Bezirksvertretung, Ver-
tretern der Kirche und dem Amt fir Verkehr statt, um Uber die Parkmog-
lichkeiten flr Kirchenbesucherinnen und Kirchenbesucher zu sprechen.

Herr Stille regt an, das Gesprach nicht im Bezirksamt, sondern direkt vor
Ort zu fUhren.

Die Mitglieder der Bezirksvertretung sind einverstanden.

Bezirkliche Sondermittel
Antrag der Ortsheimatpflegerin (Findling im Stadtpark)
Sitzung vom 12.04.2018, TOP 14.2.3

Herr Hellermann fuhrt aus, dass die Bezirksvertretung in der Sitzung am
12.04.2018 das Bezirksamt gebeten habe, die Reinigung und Versiege-
lung des Steines prufen zu lassen und in Auftrag zu geben.

Er informiert, dass der Antrag von Frau Fléthmann mittlerweile zurtickge-
nommen worden sei, da die Tjaden-Sundermann-Stiftung nun die Kosten
fur eine dauerhafte Konservierungsmalnahme Utbernehme. Die Reini-
gung und Versiegelung sei bereits in Auftrag gegeben.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis und fasst folgenden

Beschluss:

Der Beschluss aus der Sitzung vom 12.04.2018, dass das Bezirk-
samt Brackwede die Reinigung und Versiegelung des Steines im
Stadtpark aus den unechten Griinmitteln finanzieren solle, wird
hiermit aufgehoben.

- einstimmig beschlossen -



Zu Punkt 14.6

Zu Punkt 14.7

Geschwindigkeitsmessungen in der GrabenstraBe und Diis-
seldorfer Strale
Sitzung vom 12.10.17, TOP 15.3

Herr Hellermann fuhrt aus, dass die Bezirksvertretung in der Sitzung am
12.10.17 beschlossen habe, in der Waldecker Stralle sowie auch den
umliegenden StralRen (wie insbesondere Dortmunder StralRe und Gra-
benstralie) Geschwindigkeitsmessungen (vor allem am spaten Nachmit-
tag und frihen Abend) vorzunehmen und das Ergebnis der Bezirksvertre-
tung vorzustellen.

Da in der dazugehorigen Stellungnahme jedoch nur die Waldecker Stra-
e erwahnt worden sei, habe die Bezirksvertretung um eine weitere Stel-
lungnahme gebeten, die das gesamte Viertel beinhalten sollte.

Diese liege nunmehr vor, die Herr Hellermann anschlieend verliest:

Der Bezirksvertretung Brackwede bitten wir die nachstehende Mitteilung
zukommen zu lassen:

Die Bezirksvertretung Brackwede hat mit Sitzung vom 12.10.17 darum
gebeten, die Geschwindigkeitsmessungen im Stadtviertel Kammerich
auszuweiten.

In der Diisseldorfer Stralle wurde Anfang Mai zwischen Senner Stral3e
und Rostocker Stral3e eine kommunale Messstelle eingerichtet. Dort fin-
den kuinftig turnusménBig Kontrollen durch das Ordnungsamt statt.

Die Grabenstral3e efflillt nicht die Voraussetzungen fiir gerichtsfeste Ge-
schwindigkeitsmessungen. Das Ergebnis einer Probemessung konnte
allerdings nicht den Eindruck erhérten, dass die zuldssige Hbéchstge-
schwindigkeit von 30 km/h nicht akzeptiert wird.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis.

Konzept zur Erhohung der ordnungsbehordlichen Prasenz
Sitzung vom 12.04.2018, TOP 15.6

Herr Hellermann verliest eine Mitteilung des Ordnungsamtes:

Im April wurden fiinf Mitarbeiter flir die Durchfiihrung des Konzepts zur
Erhéhung der ordnungsbehdérdlichen Prdsenz ausgewéhit.

Drei der neuen Mitarbeiter werden ihre Tétigkeit nach heutigem Stand
zum 01.06.2018 aufnehmen, der vierte Kollege zum 15.06.2018. Aus
arbeitsrechtlichen Griinden kann der fiinfte Kollege das Team erst ab
Mitte Juli komplettieren. Dementsprechend wird der neue Présenzdienst
in Brackwede ab der 23. KW (04.06.2018) zuné&chst eingeschrénkt vor
Ort sein, ab Mitte Juli kann der Dienst dann in dem in der letzten Sitzung
vorgestellten Rahmen ausgelibt werden.

Die Bezirksvertretung Brackwede nimmt Kenntnis und bittet nach der
Sommerpause im September um einen ersten Erfahrungsbericht.



gez. Franz-Peter Diekmann gez. Elma Jarovic
stellv. Bezirksblrgermeister Schriftfihrerin



	Anwesenheit
	SMC_BM_SNFUNK
	Text
	Entschuldigt
	Beschlußvorschlag

